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Teil 1

Einleitung und Problembeschreibung



Einleitung

Das herkömmliche Aufklärungsmodell des deutschen Zivilprozesses lässt
Verstöße der Parteien gegen die Wahrheitspflicht aus § 138 Abs. 1 ZPO unent-
deckt. Dieses Defizit verleiht dem Gegner die Rechtsmacht, Informationspro-
bleme der risikobelasteten Partei erst auszulösen. So liegt es namentlich, wenn
er wahrheitswidrig bestreitet und sodann den Umstand für sich wirken lässt,
dass die risikobelastete Partei keinen Zugriff auf die Beweismittel hat, die sie
zum Nachweis der wahrheitswidrig bestrittenen Tatsache benötigt.

Dieses Dilemma wird überwunden, wenn § 138 Abs. 1 ZPO die gebotene
praktische Bedeutung erhält: In einem ersten Schritt sind deshalb sowohl die
Behauptungen als auch das Bestreiten der Parteien zunächst als unglaubwür-
dig und damit subjektiv unwahr im Sinne des § 138 Abs. 1 ZPO zu unterstel-
len. Beweisbedürftig wird eine Tatsachenbehauptung danach erst dann, wenn
sowohl die risikobelastete Partei für die Behauptung als auch der Gegner für
sein Bestreiten ausreichende Belegtatsachen benannt haben, so dass das Pro-
zessgericht an der Unterstellung subjektiv unwahren Vorbringens nicht weiter
festhält. Effektiv wird dem rechtswidrig verursachten Informationsproblem
jedoch erst dann begegnet, wenn das Prozessgericht subjektiv wahrheitswidri-
gen Parteivortrag auch auf der Beweisebene berücksichtigen kann. In einem
zweiten Schritt hat deshalb der Gegner seine sämtlichen Beweismittel der risi-
kobelasteten Partei zur Verfügung zu stellen. Eine etwaige Weigerung dient
regelmäßig dem Zweck, den auf der Vortragsebene begangenen Verstoß gegen
die Wahrheitspflicht zu verschleiern. Gemäß § 138 Abs. 1 ZPO i.V.m. dem
Gedanken der Beweisvereitelung sieht das Prozessgericht deshalb den Beweis
der risikobelasteten Partei ebenso regelmäßig als geführt an.

Dieses grob skizzierte Aufklärungsmodell nutzt die Möglichkeiten, die die
prozessrechtliche Wahrheitspflicht ihrem Normzweck entsprechend bietet
und bieten soll, um Prozessniederlagen infolge rechtswidrig herbeimanipu-
lierter Informationsprobleme zu begrenzen. Die vorliegende Untersuchung
begründet, dass und weshalb es zulässig und geboten ist, § 138 Abs. 1 ZPO in
der beschriebenen Weise für die Sachverhaltsaufklärung im Zivilprozess nutz-
bar zu machen, und zeigt die Folgen auf, die sich daraus für die konkreten
Mitwirkungslasten der Parteien ergeben. Der veränderte Umgang mit § 138
Abs. 1 ZPO wirkt sich jedoch auch auf das Verhältnis zwischen den Parteien
und dem Prozessgericht aus. Auf diese Auswirkungen geht die Untersuchung
ebenfalls in einem selbständigen Abschnitt ein.



1. Kapitel

Begriffe und Konstellationen

Man kann sich der Sachverhaltsaufklärung im Zivilprozess und den Rollen,
die das Prozessgericht und die Parteien dabei einnehmen, auf sehr unter-
schiedliche Weise annähern. Dieses erste Kapitel dient dazu, die zentralen Be-
griffe und Prämissen der vorliegenden Arbeit zu definieren und anhand ein-
zelner Konstellationen näher zu beschreiben.

§ 1 Das Informationsproblem

A. Tatsachenabhängige Rechtsanwendung

Recht und seine Anwendung sind tatsachenabhängig.1 Es sind tatsächliche
Gegebenheiten, die anhand von Rechtssätzen juristisch beurteilt werden.2 So-
mit regeln diese Rechtssätze als sog. „verhaltenssteuernde Ordnung“ reale
Gegebenheiten zwischen den einzelnen Rechtssubjekten.3 Erfüllen die
Rechtssätze ihre Funktion als „verhaltenssteuernde Ordnung“ im Einzelfall
nicht – etwa weil jemand rechtliche Grenzen bewusst überschreitet, weil Be-
teiligte eines Rechtsverhältnisses über Gegenstand und Umfang einzelner
Verpflichtungen uneins sind, etc. –, so besteht Anlass für einen Zivilprozess
als streitige Auseinandersetzung zwischen mehreren Privatrechtssubjekten.
Dem Zivilprozess fällt dann die Aufgabe zu, die subjektiven Rechte und
Pflichten der Parteien anhand des geltenden Rechts festzustellen und zu ver-
wirklichen.4 Damit führt der Zivilprozess zugleich zur Bewährung der

1 AK/E. Schmidt, ZPO (1987), § 138 Rn. 1; Larenz, Methodenlehre der Rechtswissenschaft
(6. Aufl. 1991), 278; E. Schmidt, Der Zweck des Zivilprozesses und seine Ökonomie (1973), 34;
Musielak, Die Grundlagen der Beweislast im Zivilprozeß (1975), 4; Prütting, Gegenwartspro-
bleme der Beweislast (1983), 116 f.; vgl. auch Rosenberg/Schwab/Gottwald, Zivilprozessrecht
(17. Aufl. 2010), § 110 Rn. 1; M. Kaufmann, Untersuchungsgrundsatz und Verwaltungsge-
richtsbarkeit (2002), 374; Deguchi, in: FS für Leipold (2009), 555, 560 f.

2 Braun, Zivilprozessrecht (2014), 87; Larenz, Methodenlehre der Rechtswissenschaft
(6. Aufl. 1991), 278; S. Lorenz, ZZP 111 (1998), 35, 36.

3 Enneccerus/Lehmann, BGB AT (15. Aufl. 1959), § 30 1. I.; s. auch Eidenmüller, Effizi-
enz als Rechtsprinzip (3. Aufl. 2005), 2; Koch, Mitwirkungsverantwortung im Zivilprozess
(2013), 6.

4 Rosenberg/Schwab/Gottwald, Zivilprozessrecht (17. Aufl. 2010), § 1 Rn. 7; E. Schmidt,
Der Zweck des Zivilprozesses und seine Ökonomie (1973), 10; Stürner, Die Aufklärungspflicht
der Parteien des Zivilprozesses (1976), 42 f.; Gaul, AcP 168 (1968), 27, 46 f.; F. Baur, JBl. 1970, 


